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Zwischen Finanzkrise und Forschungsfeindlichkeit
Brasiliens Wissenschaft ist in ihrer Existenz bedroht.

Nach sieben Jahren Finanzkri-
se1), einem Jahr Präsidentschaft des 
Rechtspopulisten Jair Bolsonaro2) 
und einem halben Jahr fast unkontrol-
lierter Covid-19-Pandemie befinden 
sich Universitäten und Forschungs-
einrichtungen in Brasilien in einer 
zunehmend verzweifelten Lage. Seit 
2013 haben sich die staatlichen For-
schungsausgaben mehr als halbiert. 
Dies liegt einerseits an Kürzungen 
der staatlichen Förderung bei gleich-
zeitigem Verfall der brasilianischen 
Währung Real, zum anderen daran, 
dass die Regierung seit Jahren und 
insbesondere nach dem Amtsantritt 
von Bolsonaro zugesagte Mittel sys-
tematisch zurückhält. Gegen diese 
wissenschaftsfeindliche Politik erhe-
ben sich immer wieder massive Pro-
teste aus Gesellschaft und Wirtschaft. 

Auch im Parlament gibt es Initiativen, 
zuletzt stimmte im August der Senat 
fast einstimmig für einen Gesetz-
entwurf, der die zentralen Teile des 
Wissenschafts- und Innovations-
budgets mehr als verdoppeln würde. 
Allerdings ist das Gesetz damit noch 
nicht beschlossen, denn der Kongress, 
die andere Parlamentskammer, muss 
noch zustimmen, und beide Kam-
mern müssten ein wahrscheinliches 
Veto von Präsident Bolsonaro mit 
qualifizierter Mehrheit zurückweisen.

Auch in einer zweiten Auseinan-
dersetzung ist die letzte Entschei-
dung noch nicht gefallen. Im bevöl-
kerungsreichsten und wirtschaftlich 
potentesten Bundesstaat São Paulo 
hat der sozialdemokratische Gouver-
neur João Doria ein Gesetz auf den 
Weg gebracht, das unter anderem die 

finanziellen Reserven der wichtigsten 
Forschungsfördereinrichtungen zur 
Deckung eines pandemiebedingten 
Milliardenlochs im Haushalt des Bun-
desstaats beansprucht. Doria argu-
mentierte, dass der Staat andernfalls 
keine Gehälter mehr für Lehrer und 
den Gesundheitsdienst zahlen könne. 
Allerdings sind diese Reservefonds 
entscheidend für den Fortbestand 
der Forschung nicht nur in São Pau-
lo, sondern in ganz Brasilien, da in 
diesem Bundesstaat ein Großteil der 
brasilianischen Wissenschaft konzen-
triert ist. Die infrage stehenden Fonds 
halten schon seit Jahren Institute und 
Projekte am Leben, die sonst bereits 
den Kürzungen zum Opfer gefallen 
wären. Nach massiven Demonstra-
tionen, Petitionen und offenen Brie-
fen konnte die Opposition in São 
Paulo Anfang Oktober zumindest er-
reichen, dass die angesetzte Abstim-
mung über den Gesetzesvorschlag 
verschoben wurde.
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Ein Einzelfall der besonderen Art 
ist die Beteiligung des Vereinigten 
Königreichs an Horizon Europe.2) 

Während die Universitäten und For-
schungseinrichtungen weiterhin für 
eine vollständige assoziierte Partner-
schaft plädieren, lehnt dies die Politik 
angesichts der Kosten zunehmend  
ab. Weil das britische Bruttoinlands-
produkt im Vorjahr 18 Prozent des 
europäischen ausmachte, sollen die 
Briten auch 18 Prozent der Kosten 
von Horizon Europe tragen – ohne 
Garantie auf Rückzahlung, falls sie 
deutlich weniger Mittel einwerben. Im 
Rahmen der Brexit-Verhandlungen 
strebt das Vereinigte Königreich ein 
System an, bei dem es gerade so viel 
Geld beisteuert wie ins Land zurück-
fließt. Dieser Forderung kann die 
Europäische Union aber aufgrund 

der Netto zahler unter den Mitglieds-
staaten nicht nachkommen. Wie sich 
die verfahrene Situation weiterent-
wickelt, hängt sicher auch mit anderen 
strittigen Fragen eines Brexit-Deals 
zusammen. 

Während sich die politischen In-
stitutionen der EU bei den Inhalten 
von Horizon Europe einig sind, gibt 
es Streit über die notwendigen Mittel. 
Die Regierungen der Mitgliedsstaaten 
haben im Juli im Europäischen Rat 
entschieden, Horizon Europe mit 
90,9 Milliarden Euro zu finanzieren – 
das sind gut 15 Milliarden Euro weni-
ger, als das Europäische Parlament sich 
wünscht. Die Kürzungen treffen aber 
nicht alle Bereiche gleichermaßen: 
Die bewährten Marie-Skłodowska-
Curie-Maßnahmen für den Austausch 
von Wissenschaft lerinnen und Wis-

senschaftlern sollen 200 Millionen 
Euro auf Kosten des neu geschaf-
fenen European Inno vation Coun-
cil erhalten. Die MSC-Maß nahmen 
bleiben damit immer noch unter dem 
Budget in  Horizon 2020 – das zeigt, 
wie einschneidend die finanziellen 
Kürzungen ausfallen. Deshalb über-
legt das Europäische Parlament, die 
Lücke mit „neuen  eigenen Mitteln“ 
zu füllen, beispielsweise durch eine 
europäische Steuer auf Plastik oder 
Finanzgeschäfte. Diesem Vorgehen 
müssten aber die nationalen Parla-
mente zustimmen. Damit die ers-
ten Arbeitsprogramme von Horizon 
 Europe wie ursprünglich geplant An-
fang kommenden Jahres ausgeschrie-
ben werden, sind wohl noch viele Dis-
kussionen und Verhandlungen nötig. 

Kerstin Sonnabend

Panoramablick auf den weitläufigen Campus der Universidade de São Paulo 

rv
cr

of
fi_

CC
-B

Y-
2.

0


